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Zusammenfassung der Rückmeldungen der Fachbehörden der FHH zum Schreiben des 
Landesverbandes des Ambulanten Gewerbes und der Schausteller Hamburg e.V. 
(LAGS) zum Thema Bürokratieabbau vom September 2023 

 

1. Maut – Zuständigkeit: Behörde für Verkehr und Mobilitätswende (BVM) 

Die Mautpflicht gilt ausschließlich für Bundesautobahnen und Bundesstraßen (die BVM hat keine eigene 
städtische Maut) und ergibt sich aus dem Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG). Die Zuständigkeit 
hierfür liegt notwendigerweise beim Bund. Es gibt keine landeseigene Zuständigkeitsregelung zum 
BFStrMG. 

2. LUCID – Zuständigkeit: Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 
(BUKEA) 

Die Registrierungspflicht im Portal LUCID der Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister (ZSVR) für 
Letztvertreiber von Verkaufsverpackungen ist eine Anforderung des § 9 Verpackungsgesetz 
(VerpackG). Da das Verpackungsgesetz in der Verantwortung des Bundes liegt, kann die Freie und 
Hansestadt Hamburg nur schwer Änderungen erwirken.  

Eine Ausnahme von der Registrierungspflicht ist aus Sicht der BUKEA aber auch nicht zielführend. Die 
Registrierung erfolgt einmalig und ermöglicht die Erfassung von Daten über die Anfallstellen von 
Verpackungen.  

Eine Sicherstellung der Finanzierung der Entsorgungskosten ist hiermit nicht verbunden, sondern dies 
dient mittelbar einer vollständigen Erfassung der im Umlauf befindlichen Verpackungen, die 
systembeteiligungspflichtig sind. Die Systembeteiligung hat entsprechende Beteiligungsentgelte zur 
Folge, diese trifft jedoch nicht die Marktbeschickerinnen und Marktbeschicker, wenn sie folgende 
Möglichkeit nutzen: 

Für Serviceverpackungen, die vor der Übergabe von Waren an den Endverbraucher vom Letztvertreiber 
befüllt werden, wie sie auf Wochenmärkten beispielsweise beim Verkauf von Fleisch, Fisch, 
Obst/Gemüse und Backwaren genutzt werden, besteht die Möglichkeit vorlizensierte Verpackungen zu 
verwenden. Der Vorvertreiber entrichtet dabei etwaige Beteiligungsentgelte an eines oder mehrere 
duale Systeme und preist die Entsorgungskosten für die Verpackungen bei der Abgabe an die 
Letztvertreiber (Wochenmarktbetriebe) ein. Für diese entfällt dann eine Systembeteiligung. Dies ist 
vergleichbar zum Lösungsvorschlag im Schreiben des Verbands.  

Mit der Registrierung ist regelhaft auch keine Pflicht für Marktbeschickerinnen und Marktbeschicker 
verbunden, eine Vollständigkeitserklärung abzugeben. Auch insoweit sieht das Verpackungsgesetz 
Erleichterungen vor: Betriebe, die bestimmte Mengenschwellen unterschreiten, müssen keine 
Vollständigkeitserklärung abgeben. Diese Mengenschwellen (80 t Glas, 50 t Papier/Pappe/Kartonage, 
30 t andere Verpackungsmaterialien pro Jahr) sind so hoch angesetzt, dass Wochenmarktbetriebe 
diese mit hoher Wahrscheinlichkeit unterschreiten werden. 

3. HACCP Zuständigkeit: Behörde für Justiz und Verbraucherschutz (BJV) 

Es ist zu unterscheiden zwischen Konzepten, die auf den HACCP Grundsätzen beruhen, und 

betrieblichen Dokumentationen im Rahmen der Eigenkontrollen, welche zur Validierung und 

Verifizierung dieser Konzepte dienen. Eigenkontrollen und deren Dokumentation sind gegebenenfalls 

auch im Bereich der Basishygiene notwendig, beispielsweise bei der Reinigung und Desinfektion. 

Da die hier gestellte Forderung diese beiden Sachverhalte vermischt, wird hier näher auf die 

Dokumentationspflichten der Lebensmittelunternehmer eingegangen. 

Gemäß Verordnung (EG) Nr. 852/2004 müssen Lebensmittelunternehmer Verfahren zur 

Lebensmittelsicherheit einführen, die auf den HACCP-Grundsätzen beruhen. Nach der Verordnung 

(EG) Nr. 852/2004 sind die Primärproduktion und damit zusammenhängende Vorgänge von der 

Anforderung in Bezug auf HACCP-gestützte Verfahren explizit ausgenommen. 

Damit die Verfahren auch in kleineren Betrieben anwendbar sind, sollen die HACCP-Anforderungen 

flexibel und im Hinblick auf Art und Größe des Betriebes angemessen angepasst werden. Darum 
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erlauben die Lebensmittelhygiene-Vorschriften der EU Flexibilisierungen bei der Anwendung des 

HACCP-Systems. Die Europäische Kommission erläutert die Regelungen zur Flexibilisierung in der 

Bekanntmachung der EU-Kommission 2022/C 355/01 und ergänzt sie durch praktische 

Orientierungshilfen und Anwendungsbeispiele. Hier wird der Flexibilität bei der Anwendung der Guten 

Hygienepraxis (GHP) und der HACCP-gestützten Verfahren eine besondere Bedeutung beigemessen, 

wobei die Art der Tätigkeit und die Größe des Betriebes berücksichtigt werden. Prinzipiell ist es 

gestattet, von den HACCP-Grundsätzen abzuweichen, wenn sich das Ziel der Lebensmittelsicherheit 

mit gleichwertigen, vereinfachten Mitteln ebenfalls erreichen lässt. 

Die Dokumentation kann insofern vereinfacht werden, dass allgemeine Leitlinien als 

Vorgabedokumente genutzt werden. 

Aufzeichnungen können auf Fälle von Abweichungen bzw. Grenzwertüberschreitungen reduziert 

werden. Bedeutend ist hier jedoch, dass der Lebensmittelunternehmer Sachkenntnis hat, wann 

Grenzwertüberschreitungen vorliegen und wie die lebensmittelrechtlichen Vorgaben, beispielsweise für 

Temperaturen, sind. Die geforderte Flexibilität liegt somit bereits vor. 

4. Fahrtenschreiberregelung - Zuständigkeit: Behörde für Justiz und 
Verbraucherschutz (BJV) 

Der LAGS führt auf Seite 3 des Schreibens auf, dass ihre Unternehmer, die Wochenmärkte betreiben 
und Fahrzeuge über 7,5 Tonnen (t) fahren, nicht unter die Sozialvorschriften im Straßenverkehr fallen 
sollten. 

Ziel der Sozialvorschriften im Straßenverkehr ist die Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit und 
der Arbeitsbedingungen für Fahrerinnen und Fahrer. Europaweit gilt: In Fahrzeugen mit einer zulässigen 
Höchstmasse von mehr als 3,5 t sind Fahrtenschreiber im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 zu 
verwenden.  

Die Sozialvorschriften im Straßenverkehr finden bei der Güter- und Personenbeförderung in 
Deutschland bereits für Fahrzeuge über 2,8 t Anwendung. Soweit in Deutschland zugelassene 
Fahrzeuge ein Gesamtgewicht von über 7,5 t aufweisen, gilt die Pflicht zur Betreibung eines 
Fahrtenschreibers jedoch auch im privaten Bereich – also unabhängig von einer Güter- oder 
Personenbeförderung.  

Der deutsche Gesetzgeber hat einige wenige Ausnahmeregelungen im Rahmen der europarechtlichen 
Vorgaben in § 18 Fahrpersonalverordnung (FPersV) umgesetzt wie z. B. für Fahrzeuge im Umkreis von 
100 km zum Unternehmen für die Beförderung lebender Tiere von den landwirtschaftlichen Betrieben 
zu den lokalen Märkten und umgekehrt oder von den Märkten zu den lokalen Schlachthäusern (§ 18 
Abs. 1 Nr. 16 FPersV). 

Eine weitere Ausnahmeregelung besteht u.a. für Fahrzeuge bis einschließlich 3,5 t zulässiger 
Höchstmasse, die als Verkaufswagen auf öffentlichen Märkten oder für den ambulanten Verkauf 
verwendet werden. Diese kann demnach für Unternehmer auf Wochenmärkten mit entsprechenden 
Fahrzeugen in Betracht kommen. 

 

5. Umweltfahrverbote - Zuständigkeit: Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft (BUKEA) 

Eine Befreiung auf der vorgeschlagenen Art und Weise ist weder gesetzlich für die Länder möglich, 
noch ist eine Befreiung fachlich gerechtfertigt. Eine generelle Befreiung wird dementsprechend nicht 
befürwortet. Eine Befreiung ist in § 35 BlmSchG nicht vorgesehen. Zudem gibt es in Hamburg keine 
Betroffenheit, da es keinerlei zonale Durchfahrtsbeschränkungen gibt und die beiden 
Dieseldurchfahrtsbeschränkungen aufgehoben worden sind. 

Es wird für die weitere Antwort vermutet, dass dem Landesverband des Ambulanten Gewerbes und der 
Schausteller Hamburg e.V. (LAGS) in seinem Schreiben ein Fehler bei der Zitierung der Rechtsnorm 
unterlaufen ist. Die Rechtsgrundlage für Umweltfahrverbote ist § 40 BImSchG und nicht § 35 BImSchG. 
§ 40 Abs. 3 S. 1 BImSchG ermächtigt die Bundesregierung, nach Anhörung der beteiligten Kreise durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln, dass Kraftfahrzeuge mit geringem 
Beitrag zur Schadstoffbelastung von Verkehrsverboten ganz oder teilweise ausgenommen sind oder 
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ausgenommen werden können, sowie die hierfür maßgebenden Kriterien und die amtliche 
Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge festzulegen. Dies hat sie mit der 35. BImSchV (Verordnung zur 
Kennzeichnung der Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung - 35. BImSchV) getan. 
Wir nehmen aus dem Dargelegten für die Beantwortung an, dass sich die Forderung des 
Landesverbands darauf bezieht, eine Befreiung für den Markthandel in dem Ausnahmekatalog der 
Kennzeichnungsverordnung des Immissionsschutzgesetzes zur Schadstoffbelastung (35. BImSchV) 
vorzunehmen.  

Nach § 2 Abs. 3 der 35. BImSchV sind Kraftfahrzeuge, die in Anhang 3 aufgeführt sind, von 
Verkehrsverboten nach § 40 Abs. 1 BImSchG auch dann ausgenommen, wenn sie nicht gemäß § 2 
Absatz 1 der 35. BImSchV mit einer Plakette gekennzeichnet sind. Hier geht es somit um die Frage, ob 
Wochenmarkthändler in die Aufzählung des Anhangs 3 aufgenommen werden können. Im bisherigen 
Katalog sind als Rechtfertigungsgründe für die Ausnahmen vor allem die Gefahrenabwehr und die zivile 
Sicherheit erkennbar. Die Interessen der Wochenmarktbeschickerinnen und -beschicker sind allerdings 
wirtschaftlicher Natur. Es würde sich bei einer Aufnahme in den Katalog die Frage stellen, warum alle 
anderen vergleichbaren Gewerbetreibenden mit wirtschaftlichen Interessen, die in die Umweltzonen 
hineinfahren, nicht ausgenommen werden sollen. Das Ziel der Umweltfahrverbote (Schutz der 
Gesundheit der betroffenen Bürgerinnen und Bürger) würde unterlaufen. Im Übrigen sind für eine 
Änderung des Anhangs 3 der 35. BImSchV die Bundesregierung zuständig und nicht die Länder. 

Fachlich ist nicht nachvollziehbar, warum Marktbeschickerinnen und -beschicker wegen der genannten 
Fahrleistungen eine Ausnahme für alte hochemittierender Dieselfahrzeuge erhalten sollten. 
Wochenmärkte sind in der Regel innerstädtisch und Bewohner-nah und dementsprechend sind die 
Emissionen aus den Fahrzeugen relevant für den Gesundheitsschutz. Zudem sind viele der 
Marktstände Anhänger und werden mit Zugmaschinen (insbesondere PKW) zu den Märkten befördert. 
Es ist davon auszugehen, dass diese Zugmaschinen nicht nur für die Marktbeschickung genutzt werden 
und somit weitere Kilometerleistungen hinzukommen.  

Seit dem 1. September 2015 gilt für PKW und leichte Nutzfahrzeuge (Kategorie N1 Klasse I) die Euro 6 
Norm (Erstzulassung). Für leichte Nutzfahrzeuge der Kategorie N1 Klasse II und Klasse III) gilt diese 
seit 1. September. 2016. Für LKW sogar schon seit über 10 Jahren. Somit ist aus Sicht der 
Luftreinhaltung ausreichend Zeit vergangen, um auch bei geringeren Kilometerleistungen auf ein 
modernes Fahrzeug umzusteigen (firmenfinanziert oder im Leasing). Die Anschaffung eines 
entsprechenden Fahrzeuges wäre die unbürokratischste Lösung. 

In besonderen Einzelfällen, die temporäre Härtefälle darstellen, ist weiterhin die Inanspruchnahme einer 
Ausnahmemöglichkeit bei den Behörden vor Ort zuzumuten. Auch weil der sehr geringe bürokratische 
Auffand bei den betroffenen Unternehmen im Vergleich zu dem hohen Aufwand der von den 
gesundheitlichen Folgen der Luftverschmutzung Betroffenen und der daraus resultierenden 
volkswirtschaftlichen Kosten (siehe auch Folgenabschätzung der EU zur Euro 6 und aktuell Euro 7 
Norm) zu setzen ist. 

Eine generelle Ausnahmeregelung würde eine weitreichende Privilegierung der Marktbeschicker 
gegenüber anderen Wirtschaftstreibenden bedeuten. 

 

6. Arbeitszeiterfassung – Zuständigkeit: Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 
(BJV) 

Der Verband verweist auf S.4 des Schreibens auf die Schwierigkeit der im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) 
geforderten planbaren Pausenregelung für Beschäftigte. 

§ 4 ArbZG fordert für Arbeitszeiten von Beschäftigten mehr als 6 Stunden eine im Voraus feststehende 
Ruhepause von mindestens 30 Minuten. Bei über 9 Stunden Arbeitszeit sind insgesamt 45 Minuten 
Ruhepause erforderlich. Die Ruhepausen können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten 
Pause unterteilt werden. 

Eine Ruhepause muss während der Arbeitszeit genommen werden und muss die Arbeit unterbrechen. 
Die Arbeit darf also weder mit einer Ruhepause beginnen, noch darf sie mit einer solchen enden. Die 
konkrete Lage der Pause kann jedoch über einen im Voraus festgelegten Zeitrahmen erfolgen, der 
bspw. aufgrund von Erfahrungswerten für den Kundenzulauf auf einem Wochenmarkt festgelegt werden 
kann.  
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Die im Schreiben dargelegte EU-Richtlinie 2019/1152 enthält keine weitergehenden Ausführungen zur 
Dokumentation der Arbeits- bzw. Pausenzeiten im Sinne des Arbeitszeitgesetzes i.Vm. § 3 
Arbeitsschutzgesetz. 

7. mobile Eichteams – Zuständigkeit: Behörde für Wirtschaft und Innovation (BWI) 

Die Kontrolle der von den Wochenmarkthändlern genutzten Waagen und Kassensysteme unterliegt 
wiederkehrend der Kontrolle des Hamburger Eichamtes. Jeder Händler ist nachdem ein Termin 
vereinbart wurde, aufgefordert mit seinen Waagen und Kassen etc. sich zum Eichamt in Hamburg 
Wandsbek zu begeben, immer in der Hoffnung, dass der Zeitaufwand mit An- Abfahrt und Überprüfung 
selbst im Rahmen bleibt. Diese Regelung wurde vor Jahren so eingeführt. Vorher kam das Eichamt 
selber auf die Wochenmärkte und prüfte vor Ort die Gerätschaften. Die Geräte waren angeschlossen 
und brauchten nicht demontiert und transportiert zu werden. Die Marktaufsicht konnte sicher sein, dass 
alle Händler geeichte Wagen benutzten und auch keine Versäumnisse vorkamen. Die mobilen 
Eichamtsmitarbeiter waren zu dieser Zeit die effizientesten im gesamten Eichamt. 

Begründung: 

Die Vorteile liegen auf der Hand. Es erfolgt eine Kontrolle der besonderen Art, der sich keiner entziehen 
kann und so Vertrauen und Sicherheit geschaffen wird. Den Unternehmen erspart es den hohen 
Zeitaufwand. Dem Eichamt bringt es eine höhere Effizienz. 

Lösung: 

Wieder Einführung von mobilen Eichamtsteams. 

Stellungnahme Eichdirektion Nord (EDN): 

Die von den Händlern auf den Wochenmärkten genutzten Waagen oder Waagen-Kassensysteme 
werden zur Bestimmung einer Messgröße im geschäftlichen Verkehr verwendet, die dann zu einem 
Preis führt und unterliegen somit dem Mess- und Eichgesetz (MessEG). Diese Messgeräte müssen 
gemäß § 34 Mess- und Eichverordnung (MessEV) i.d.R. alle 2 Jahre durch die zuständige Eichbehörde 
geeicht werden. Die eher etwas schwierigeren Bedingungen für eine präzise messtechnische Kontrolle 
auf einem Wochenmarkt, wie Witterungseinflüsse, Erschütterungen auf den Anhängern, Enge und nicht 
zuletzt auch die Signalisierung, dass die Eichung vor Ort „als den Ablauf sehr störend“ empfunden wird, 
haben uns dazu veranlasst, Händler bei Stellung eines Eichantrages aufzufordern, ihre Waagen zur 
Eichung in das Kundenzentrum der Dienststelle Hamburg einzuliefern. Neben guten messtechnischen 
Bedingungen kann dabei auch dem Anspruch aus dem § 33 MessEV, wonach Messgeräte für die 
Eichung zu reinigen und ordnungsgemäß herzurichten sind, bestens genüge getan werden. 

Zur weiteren Information: entgegen der früheren Dienststelle in der Nordkanalstraße (bis 2020) bietet 
die aktuelle Dienststelle in Wandsbek genug Platz, um das Eichamt auch mit größeren Fahrzeugen 
direkt anzufahren. Die Markthändler können somit alternativ mit ihrem Verkaufswagen zur Eichung 
vorfahren, ohne dass Messgeräte deinstalliert werden müssen. Bei Einlieferung ins Amt wird zudem 
eine Gebührenermäßigung in Höhe von 50 Prozent gewährt. Die Eichung in unserem Kundenzentrum 
ist täglich zwischen 8:00 Uhr und 12:00 Uhr – ggf. sogar ohne Voranmeldung – möglich.  

Verwendungsüberwachungen nach § 54 MessEG werden weiterhin auf den Hamburger 
Wochenmärkten von der EDN durchgeführt. Die Verwendung von Messgeräten mit abgelaufener 
Eichfrist zieht in der Regel ordnungsrechtliche Konsequenzen nach sich. 

 

8. Ersthelferausbildung – Zuständigkeit: Behörde für Justiz und 
Verbraucherschutz (BJV) 

Die Mindestanzahl der Ersthelfer im Betrieb sind im autonomen Recht der Unfallversicherungsträger (§ 
26 DGUV Vorschrift 1) geregelt. 

Bei 2 bis zu 20 anwesenden Versicherten muss ein Ersthelfer vor Ort sein, bei mehr als 20 Versicherten 
gilt in Handelsbetrieben 5% der anwesenden Versicherten und bei anderen Betrieben 10% der 
anwesenden Versicherten. Ersthelfer müssen in erster Hilfe ausgebildet sein, aber nicht unbedingt 
betriebseigene Personen. In wie fern im Rahmen des geltenden Rechts dadurch flexible Regelungen 
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auf Wochenmärkten in Betracht kommen können, z.B. durch Absprache mehrerer Standbetreiber 
untereinander, müsste ggf. mit dem Versicherer besprochen werden. 

 

9. Digitale Rechnungsbelegerfassung – Zuständigkeit: Finanzbehörde (FB) 

Die Finanzbehörde hat keine Kenntnis darüber, dass eine EU- weite Einführung einer digitalen 
Buchführungspflicht geplant ist.  

Im Bereich der B2B-Umsätze wird künftig eine elektronische Rechnung verpflichtend.  Dabei sind 
Ausnahmen z.B. für Kleinbetragsrechnungen vorgesehen. Die elektronisch empfangenen und erstellten 
Rechnungen müssen auch elektronisch aufbewahrt und z.B. im Rahmen von Außenprüfungen 
elektronisch vorgelegt werden. Umsätze an Privatpersonen (B2C) sind davon nicht erfasst. Auch betrifft 
dies nicht die Kassenführung mittels offener Ladenkasse. Diese ist weiterhin möglich. Eine reine 
elektronische Buchführung ist daher momentan nicht angedacht.  

Die Sorge des Petenten, dass insbesondere in dem offenbar für ihn im Mittelpunkt stehenden 
Wochenmarkthandel und dem Marktgeschehen Bürokratieaufwand aufgebaut wird, ist auf Grundlage 
der Ausführungen des Petenten hier nicht recht nachvollziehbar. Die mit der elektronischen Rechnung 
verbundene elektronische Aufbewahrungspflicht ersetzt die Aufbewahrungspflicht in Papier und stellt 
daher nach hiesiger Einschätzung keinen Mehraufwand dar. 

 


